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Satzung über die Erhebung von Gebüh-

ren für die Inanspruchnahme von Einrich-
tungen für obdachlose Personen und 

Übergangswohnheimen für Aussiedler 
und ausländische Flüchtlinge der Stadt 

Köln vom .................... 

Zweite Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Erhebung von Gebühren 

für die Inanspruchnahme von Einrichtun-
gen für obdachlose Personen und Über-
gangswohnheimen für Aussiedler und 

ausländische Flüchtlinge der Stadt Köln 
vom .................... 

  
  
Der Rat der Stadt Köln hat in seiner Sitzung 
vom 15.03.2005 aufgrund der §§ 2, 7, 41 
und 76, der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV 
NRW 2023) und der §§ 4 und 6 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (SGV 
NRW 610) - jeweils in der bei Erlass dieser 
Satzung geltenden Fassung - diese Satzung 
beschlossen: 

Der Rat der Stadt Köln hat in seiner Sitzung 
vom 18.07.2013 aufgrund der §§ 2, 7 und 41 
der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV 
NRW 2023) und der §§ 4 und 6 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (SGV 
NRW 610) - jeweils in der bei Erlass dieser 
Satzung geltenden Fassung - diese Sat-
zungsänderung beschlossen: 

  
  
 I. 

Die Satzung über die Erhebung von Gebüh-
ren für die Inanspruchnahme von Einrich-
tungen für obdachlose Personen und Über-
gangswohnheimen für Aussiedler und aus-
ländische Flüchtlinge der Stadt Köln (ABl. 
Stadt Köln 2005, Nr. 16, S. 171) in der Fas-
sung der Ersten Änderungssatzung vom 
14.Mai 2006 (ABl. Stadt Köln 2006, Nr. 23, 
S. 347) wird wie folgt geändert: 

  
  

§ 1 Gebührenpflicht  
  
(1) Für die Benutzung der Einrichtungen für 

obdachlose Personen und der Über-
gangswohnheime, nachfolgend Einrich-
tungen genannt und für die Benutzung 
der zur Lagerung beweglicher Habe 
eingerichteten Räume werden Gebüh-
ren erhoben. 
 

 
 
 
 
 
(2) Gebührenschuldner sind Personen, die 

die Einrichtungen in Anspruch nehmen. 
 

 
 
 
 
Neu: 
 
In Fällen vorübergehender Unterbringung 
von unerlaubt eingereisten Flüchtlingen in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen kann bei 
Vorliegen sachlicher oder persönlicher Unbil-
ligkeit von einer Gebührenerhebung abge-
sehen werden. 
 



(3) Haushaltsangehörige haften als Ge-
samtschuldner. 
 

(4) Die Einrichtungen ergeben sich aus § 1 
der Satzung über die Errichtung und Un-
terhaltung von Einrichtungen für ob-
dachlose Personen, Übergangswohn-
heimen für Aussiedler und ausländische 
Flüchtlinge der Stadt Köln und der ihren 
Bestandteil bildenden Anlage in ihrer 
jeweils geltenden Fassung. 

  
  

§ 2 Gebührenberechnung  
  
(1) Die Benutzungsgebühren in den Einrich-

tungen setzen sich zusammen aus einer 
Grundgebühr und einer Gebühr für ver-
brauchsabhängige Nebenkosten für 
Energie- und Wasserverbrauch sowie 
für Abfallentsorgung. 
 

(2) Berechnungsgrundlage der Benut-
zungsgebühren sind die Wohnflächen 
der in den Einrichtungen in Anspruch 
genommenen Räume, sowie die Dauer 
der Inanspruchnahme. 
 

(3) Die Wohnfläche wird nach der Verord-
nung zur Berechnung der Wohnfläche 
(Wohnflächenverordnung), vom 
25.11.2003 (BGBl. I S. 2346), in der je-
weils geltenden Fassung, berechnet. 
Die Wohnfläche besteht aus der bele-
gungsfähigen Fläche und der anteiligen 
Flächen der Räume, die zur alleinigen 
und gemeinschaftlichen Nutzung durch 
die Bewohner bestimmt sind (Gemein-
schaftswohnfläche). 
 

(4) Die zu entrichtende Grundgebühr be-
rechnet sich nach der Größe der zuge-
wiesenen belegungsfähigen Fläche zu-
züglich der darauf entfallenden anteili-
gen Gemeinschaftswohnfläche. Die an-
teilige Gemeinschaftswohnfläche er-
rechnet sich aus der Multiplikation der 
zugewiesenen belegungsfähigen Fläche 
mit dem Faktor, der sich aus der Divisi-
on der Gemeinschaftswohnfläche durch 
die belegungsfähige Fläche der Einrich-
tung ergibt. 

 
 
 
 
Gestrichen 

  
  

§ 3 Gebührenhöhe  
  



 
 
(1) Die Höhe der von den Bewohnern in der 

jeweiligen Einrichtung je Monat und je 
Quadratmeter anrechenbarer Wohnflä-
che zu zahlende Grundgebühr und die 
Gebühr für verbrauchsabhängige Ne-
benkosten für Energie- und Wasser-
verbrauch sowie Abfallentsorgung ergibt 
sich aus Anlage 1, die Bestandteil dieser 
Satzung ist. 
 

(2) Soweit in den Einrichtungen einzelne 
Unterkünfte oder Wohnungen über Aus-
stattungsmerkmale verfügen, die bei der 
Festlegung der Grundgebühr gem. Abs. 
1 nicht berücksichtigt wurden, werden 
für die Unterkünfte oder Wohnungen die 
folgenden Zuschläge auf die Grundge-
bühr der Einrichtung erhoben. 
 
a) in Einrichtungen ohne Heizung: 
 10% Zuschlag für Heizung 
b) in Einrichtungen mit Gemeinschafts-
WC: 
 10 % Zuschlag für eigenes WC 
c) in Einrichtungen mit Gemeinschafts-
Duschen: 
 5 % Zuschlag für eigene Dusche 
d) in Einrichtungen mit Einfachvergla-
sung: 
 5 % Zuschlag für Doppelverglasung 
 

(3) Die Benutzungsgebühren in den Brand- 
und Katastrophenschutzeinrichtungen 
 
a) Brühler Str. 267-269, 50968 Köln 
b) Boltensternstr. 2-4, 50735 Köln 
 
betragen 6,70 € je Monat und je Quad-
ratmeter. 
 

(4) Soweit sich die Benutzung nicht auf vol-
le Monate erstreckt, wird für jeden Ka-
lendertag 1/30 der monatlichen Benut-
zungsgebühr berechnet. Vorübergehen-
de Abwesenheit entbindet nicht von der 
Verpflichtung zur Gebührenzahlung. 

Neu: 
 
(1) Die von den Bewohnern in der jeweili-

gen Einrichtung je Monat und je Quad-
ratmeter anrechenbarer Wohnfläche zu 
zahlende Benutzungsgebühr beträgt für: 
 
Kategorie A „Einrichtungen ohne Hei-
zung“ 
4,56 € Grundgebühr und  
1,35 € Gebühr für verbrauchsabhän 
  gige Nebenkosten. 
 
Kategorie B „Einrichtungen mit abge-
schlossenen Wohneinheiten und Hei-
zung (Standard umgebaute Sozialhäu-
ser)“ 
6,59 € Grundgebühr und  
1,35 € Gebühr für verbrauchsabhän 
  gige Nebenkosten. 
 
Kategorie C „Einrichtungen mit abge-
schlossenen Wohneinheiten (Standard 
öffentlich geförderter Wohnungsbau)“ 
7,55 € Grundgebühr und  
1,35 € Gebühr für verbrauchsabhän 
  gige Nebenkosten. 
 
Kategorie D „Übergangswohnheimen 
mit nicht abgeschlossenen Wohneinhei-
ten, Gemeinschaftssanitäranlagen 
und/oder Gemeinschaftsküchen“ 
5,76 € Grundgebühr und 
4,07 € Gebühr für verbrauchsabhän 
  gige Nebenkosten. 
 
Kategorie E „Übergangswohnheimen 
mit abgeschlossenen Wohneinheiten 
und Heizung“ 
6,67 € Grundgebühr und 
4,07 € Gebühr für verbrauchsabhän 
  gige Nebenkosten. 
 

(2) Ist eine Wohnfläche nicht zu bestim-
men, beträgt die Benutzungsgebühr 
50,00 € pro Person monatlich. 
 

(3) Führen Veränderungen der Ausstattun-
gen in den Einrichtungen und Über-
gangswohnheimen zu einer anderen 
Kategorisierung gem. § 3 Abs. 1, so gilt 
die andere Gebühr mit Beginn des auf 
die Benachrichtigung der Bewohner fol-
genden Monats. 
 

(4) Soweit in den Einrichtungen einzelne 



Unterkünfte oder Wohnungen über 
Ausstattungsmerkmale verfügen, die bei 
der Gebührenfestlegung gem. Abs. 1 
nicht berücksichtigt wurden, werden für 
die Unterkünfte oder Wohnungen die 
folgenden Zuschläge auf die Gebühr 
der Einrichtung erhoben: 
 
a) in Einrichtungen ohne Heizung 
 10% Zuschlag für Heizung 
b) in Einrichtungen mit Gemeinschafts-
 WC 
 10 % Zuschlag für eigenes WC 
c) in Einrichtungen mit Gemeinschafts-
 Duschen 
 5 % Zuschlag für eigene Dusche 
d) in Einrichtungen mit Einfachvergla
 sung 
 5 % Zuschlag für Doppelverglasung. 
 

(5) Die Benutzungsgebühr in der Brand- 
und Katastrophenschutzeinrichtung Bol-
tensternstr. 2 - 4, 50735 Köln beträgt 
abweichend 3,36 € je Monat und Quad-
ratmeter zuzüglich einer Verbrauchs-
kostenpauschale in Höhe von 1,35 € 
pro Quadratmeter Wohnfläche. 
 

(6) Soweit sich die Benutzung nicht auf vol-
le Monate erstreckt, wird die anteilige 
Gebühr für jeden Kalendertag der Be-
nutzung berechnet. Vorübergehende 
Abwesenheit entbindet nicht von der 
Verpflichtung zur Gebührenzahlung. 

  
  

§ 4 Einlagerung beweglicher Habe  
  
(1) Soweit die bewegliche Habe eines Be-

wohners der Einrichtungen durch die 
Stadt Köln gelagert wird, erfolgt die La-
gerung für die Dauer von einem Monat 
unentgeltlich. Nach Ablauf dieser Frist 
wird von dem Bewohner eine Lagerge-
bühr in Höhe von 5,00 € monatlich für 
den Lademeter erhoben. 
 

(2) Kommt ein Bewohner der Einrichtungen 
mit der Zahlung von mindestens einer 
monatlichen Lagergebühr für mehr als 
drei Monate in Rückstand, wird ihm zur 
Zahlung eine Frist von einem Monat ge-
setzt. Nach fruchtlosem Fristablauf ist 
die Stadt Köln befugt, das Gut nach 
Maßgabe des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes für das Land Nordrhein-

 



Westfalen zu verwerten. Ein die ge-
schuldeten Gebühren und Kosten über-
steigender Versteigerungserlös ist dem 
Bewohner auszuzahlen. 
 

(3) Ist das Gut nicht verwertbar oder lässt 
sich von der Verwertung ein Überschuss 
über die Kosten der Versteigerung nicht 
erwarten oder ist eine Zwangsvollstre-
ckung aus sonstigen Gründen nicht 
durchführbar, kann die Stadt an ihm Be-
sitz und Verwahrung aufgeben. 

  
  

§ 5 Fälligkeit  
  
Benutzungsgebühren gem. § 3 und Lager-
gebühren gem. § 4 sind monatlich im Vor-
aus, spätestens jedoch bis zum Dritten eines 
jeden Monats unter Angabe der Einrichtung 
und der Personenkontonummer an die Stadt 
Köln auf deren Konto bei der Stadtkasse 
Köln einzuzahlen. Bei verspäteter Zahlung 
werden Säumniszuschläge nach den gesetz-
lichen Bestimmungen berechnet. 

 

  
  

 
§ 6 In-Kraft-Treten 

II. 
In-Kraft-Treten 

  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Köln 
in Kraft. 
 
Gleichzeitig treten die Satzung über die Er-
hebung von Gebühren für die Inanspruch-
nahme von Übergangswohnheimen für aus-
ländische Flüchtlinge im Stadtgebiet Köln 
vom 29.01.1998 (Abl. StK 1998, S 50), die 
Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Inanspruchnahme von Übergangs-
heimen der Stadt Köln für die vorläufige Un-
terbringung von Aussiedlern, Flüchtlingen 
und Zuwanderern vom 08.02.1994 (Abl. StK 
1994, S. 61) sowie die Satzung über die Er-
hebung von Gebühren für die Inanspruch-
nahme von Obdachloseneinrichtungen der 
Stadt Köln vom 09.07.1097 (Abl. StK 1997 S 
251) außer Kraft. 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Köln 
in Kraft. 

 


